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Einleitung

„Heute wie seit der Zeit der Entstehung der Ständerechte
ist die Verfügung über die Art der Geldbeschaffung des
Staates: das Budgetrecht, das entscheidende parlamenta-
rische Machtmittel.“1

„Mit dem Aufgabenkreis und demMaß der Eigenverwal-
tung des Reichs hängt zusammen die weitaus schwerste
Frage: die der finanziellen Beziehungen. Die Finanzver-
hältnisse sind in einem Bundesstaat das, was die wirkliche
Struktur am entscheidendsten bestimmt.“2

MaxWeber formulierte diese beiden Thesen 1918 und 1919 in Schriften, in denen
er sich mit der politischen Neuordnung Deutschlands nach dem Ersten Welt-
krieg befasste.3 Sie stehen für die beiden Leitfragen dieser Arbeit: erstens die
Frage nach dem Stellenwert des Budgetrechts für die parlamentarische Demo-
kratie, zweitens die Frage nach seiner Relevanz in föderal organisierten po-
litischen Systemen. Wenn das Budgetrecht „das entscheidende parlamentarische
Machtmittel“ ist und zugleich in einem Bundestaat die „Finanzverhältnisse […]
die wirkliche Struktur am entscheidendsten“ bestimmen, in welchem Verhältnis
stehen repräsentative Demokratie und föderale Ordnung dann in Bezug auf
die öffentlichen Finanzen? Was lässt sich dann aus der Perspektive des Finanz-

1 Max Weber, Parlament und Regierung im neugeordneten Deutschland. Zur politischen
Kritik des Beamtentums und Parteiwesens, 1918, zitiert nach Wolfgang J. Mommsen/Gangolf
Hübinger (Hrsg.), Max Weber. Zur Politik imWeltkrieg. Schriften und Reden 1914–1918, Max
Weber-Gesamtausgabe Bd. I/15, Tübingen 1984, S. 432–596, S. 473.

2 Max Weber, Deutschlands künftige Staatsform, 1919, zitiert nach Wolfgang J. Mommsen/
Wolfgang Schwentker (Hrsg.), Max Weber. Zur Neuordnung Deutschlands. Schriften und
Reden 1918–1920, Max Weber-Gesamtausgabe Bd. I/16, Tübingen 1988, S. 97–146, S. 143.

3 Max Weber wirkte zu dieser Zeit an der Entstehung der Weimarer Reichsverfassung mit.
Er war im Dezember 1918 sachverständiger Berater für den Entwurf einer Reichsverfassung
im Reichsamt des Innern unter Staatssekretär Hugo Preuß und Mitglied des Preußischen Ver-
fassungsausschusses, s. Editorischer Bericht zuMaxWeber, Deutschlands künftige Staatsform,
1919, in: Wolfgang J. Mommsen/Wolfgang Schwentker (Hrsg.), Max Weber. Zur Neuordnung
Deutschlands. Schriften und Reden 1918–1920, MaxWeber-Gesamtausgabe Bd. I/16, Tübingen
1988, S. 91–96 sowie Wolfgang J. Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik 1890–1920,
3. Aufl., Tübingen 2004.



verfassungsrechts zum „häufiger behaupteten Widerspruch zwischen Bundes-
staatlichkeit und Demokratie“4 sagen?

Nicht nur Max Weber wies auf die fundamentale Bedeutung des Budget-
rechts sowie der Finanzverhältnisse hin. Im gleichen Jahr wie Weber reflektierte
Joseph Schumpeter den Erkenntniswert der Finanzgeschichte: In ihr höre man
„deutlicher als irgendwo den Donner der Weltgeschichte“5. Lorenz von Stein
hielt bereits im 19. Jahrhundert die Finanzverfassung für den „klarsten und
nachweisbarsten Ausdruck“ von „Natur und Princip jeder Verfassung“6 und
das Budget für den „Hauptausdruck und Träger der verfassungsmäßigen Frei-
heit überhaupt“7. An Bedeutungszuschreibungen fehlt es auch in der Bundes-
republik nicht. Für das Bundesverfassungsgericht ist das Budgetrecht ein „in
langem und zähemKampf“8 erworbenes parlamentarisches Recht und Ausdruck
der „Grundsatzentscheidung der Verfassung, das Parlament zum Herren des
Budgets zu machen“9. In Bezug auf die europäische Integration ist für Walter
Hallstein die „Frage der Finanzverfassung“ entscheidend dafür, „ob die Gemein-
schaft sich wirklich entfalten kann“.10

4 Bernd Grzeszick, in: Günter Dürig/Roman Herzog/Rupert Scholz, GG, 101. EL Mai
2023, Art. 20, Rn. 263. Christoph Möllers spricht von einem „vergessene[n] Spannungsver-
hältnis“ s. Christoph Möllers, Der parlamentarische Bundesstaat – Das vergessene Spannungs-
verhältnis von Parlament, Demokratie und Bundesstaat, in: Josef Aulehner u. a. (Hrsg.), Föde-
ralismus – Auflösung oder Zukunft der Staatlichkeit?, Stuttgart 1997, S. 81–111. Im Kontext
des Finanzverfassungsrechts s. Christian Waldhoff, Finanzautonomie und Finanzverflechtung,
VVDStRL 66 (2007), 216–276, insb. 231–235. Aus politikwissenschaftlicher Sicht s. etwa Ar-
thur Benz, Ein gordischer Knoten der Politikwissenschaft? Zur Vereinbarkeit von Föderalismus
undDemokratie, Politische Vierteljahresschrift 50 (2009), 3–22; zum Forschungsstand s.Arthur
Benz, Föderale Demokratie. Regieren im Spannungsfeld von Interdependenz und Autonomie,
Baden-Baden 2020, S. 65–70; bezogen auf die EU s. Jared Sonnicksen, Can the EU be a federal
democracy? Assessing the horizontal and vertical dimension of the EU government from com-
parative perspective, Comparative European Politics 20 (2022), 114–133; vergleichend s. Micha-
el Burgess/Alain-G. Gagnon (Hrsg.), Federal Democracies, Abingdon Oxon 2010.

5 Joseph A. Schumpeter, Die Krise des Steuerstaats, Graz 1918, S. 7; zum Kontext des Textes
s. Richard Sturn/Rudolf Dujmovits, Joseph A. Schumpeter und der Steuerstaat, in: Sebas-
tian Huhnholz (Hrsg.), Fiskus – Verfassung – Freiheit. Politisches Denken der öffentlichen
Finanzen von Hobbes bis heute, Baden-Baden 2018, S. 253–277; Sebastian Huhnholz, Zur
Ideengeschichte finanzverfassungspolitischen Freiheitsdenkens. Versäumnisse und Potentiale
einer fiskalpolitologischen Demokratietheorie, in: Sebastian Huhnholz (Hrsg.), Fiskus – Ver-
fassung – Freiheit. Politisches Denken der öffentlichen Finanzen vonHobbes bis heute, Baden-
Baden, 2018, S. 9–59, S. 44.

6 Lorenz von Stein, Lehrbuch der Finanzwissenschaft, Erster Theil: Die Finanzverfassung
Europas, 5. Aufl., Leipzig 1885, S. 190.

7 Ebd., S. 205–206.
8 BVerfGE 67, 256 [281].
9 BVerfGE 45, 1 [34].
10 Vortrag von Walter Hallstein mit dem Titel „Verfassungsprobleme der Europäischen Ge-

meinschaft“ am Bologna Center der Johns Hopkins University, 15. Mai 1965, S. 18, zitiert nach
Philip Bajon, Europapolitik „am Abgrund“. Die Krise des „leeren Stuhls“ 1965–1966, Stuttgart
2012, S. 55, Fn. 16.
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Auffallend ist, dass das Verhältnis von föderaler Finanzverfassung und Bud-
getrecht in Bezug auf verschiedene Zeiten und Systememit vergleichbarenMeta-
phern beschrieben wird: So bezeichnet Reinhard Mußgnug das Budgetrecht des
19. Jahrhunderts als „Achillesferse des monarchischen Prinzips“11. Gunnar Folke
Schuppert und Florian Meinel halten das Haushaltsrecht für „eine der juristi-
schen Achillesfersen des Gewährleistungsstaates“12 heutiger Tage. Für Armin
von Bogdandy ist die Finanzverfassung die „eigentliche Achillesferse“13 jeder
föderalen Ordnung und damit auch des europäischen Mehrebenensystems.

Die drei Zitate weisen auf die Erkenntnisinteressen dieser Arbeit hin: Erstens
zeigt der Bezug auf das 19. Jahrhundert, dass die gegenwärtige Relevanz des
Budgetrechts im Rückgriff auf dessen historische Idee herausgearbeitet werden
kann. Zweitens stellt der Verweis auf den Gewährleistungsstaat den Funktions-
wandel des Budgetrechts im geltenden Verfassungsrecht heraus, wie er auch in
dieser Arbeit nachvollzogen werden soll. Und drittens soll ein Fokus auf der
Finanzverfassung der EuropäischenUnion liegen. Diese drei Perspektiven geben
die Gliederung vor.

Der erste Teil behandelt Budgetrecht und Mehrebenensystem in der Ver-
fassungsgeschichte. Zunächst werden die Ursprünge und die Bedeutung des
Steuer- und Ausgabenbewilligungsrechts für die Entstehung dreier moderner
Demokratien – in England, den USA und Frankreich – herausgearbeitet (§ 1).
Die Rechtsordnungen dieser Nationalstaaten wurden unter anderem deshalb
ausgewählt, weil die dort entstandenen Ideen und Verfassungen wirkmächtig
waren und sind. Dies gilt auch für die Verfassungsgeschichte des Budgetrechts
in Deutschland, die im folgenden Kapitel behandelt wird (§ 2). Hier steht das
Budgetrecht im deutschen Konstitutionalismus im Mittelpunkt. Im abschlie-
ßenden Kapitel dieses Teils wird die Idee des Budgetrechts in ihrem Verhältnis
zur repräsentativen Demokratie, zum Parlamentarismus und zum Föderalismus
behandelt (§ 3).

Der zweite Teil hat Budgetrecht undMehrebenensystem im deutschen Verfas-
sungsrecht zum Gegenstand. Er beginnt mit einer Analyse des Budgetrechts im
Grundgesetz und charakterisiert das Budgetrecht als finanzielle Ausprägung des

11 Reinhard Mußgnug, Der Haushaltsplan als Gesetz, Göttingen 1976, S. 263. Die Metapher
der Achillesferse stellt organische Bezüge her; zu diesem Phänomen insgesamt s. Laura Münk-
ler, Metaphern im Recht. Zur Bedeutung organischer Vorstellungen von Staat und Recht, Der
Staat 55 (2016), 181–211.

12 Gunnar Folke Schuppert/Florian Meinel, Die Finanzkontrolle der Gewährleistungsver-
waltung. AmBeispiel der Prüfungsbefugnisse des Bundesrechnungshofs gegenüber Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen, VerwArch 102 (2011), 459–490, 463.

13 Armin von Bogdandy, Europäische Prinzipienlehre, in: Armin von Bogdandy (Hrsg.),
Europäisches Verfassungsrecht, Heidelberg 2003, S. 149–203, S. 183; s. auch Angélique Boisse-
nin, Le financement de l’Union européenne: moteur d’une intégration politique? Contribution
à l’étude du système budgétaire européen, Paris 2019, S. 324: „Notre analyse du système finan-
cier de l’Union nous porte à relever qu’il […] apparaît […] comme l’un de ses talons d’Achille.“
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Demokratieprinzips (§ 4). Sodann wird das Budgetrecht in der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts untersucht (§ 5). Mit einem zusammenfassenden
Kapitel zur Verfassungsrechtsdogmatik und zum Funktionswandel des Budget-
rechts endet der zweite Teil (§ 6).

Der dritte Teil befasst sich mit dem Budgetrecht im Mehrebenensystem der
Europäischen Union. Zuerst wird die Ausgabenseite des EU-Budgets behandelt
(§ 7) und untersucht, ob sie im Laufe der Zeit eine Parlamentarisierung erfahren
hat (§ 8). Spiegelbildlich wird dann die Einnahmenseite des EU-Haushalts be-
trachtet (§ 9) und der Grad ihrer Supranationalisierung bestimmt (§ 10). Ab-
schließend wird das Verhältnis von repräsentativer Demokratie und Budgetrecht
im Mehrebenensystem der Europäischen Union herausgearbeitet (§ 11).

Gerade weil aktuelle Krisenphänomene – Pandemie, Klimawandel sowie
Kriege und ihre finanzielle Bewältigung – den nationalstaatlichen Kontext über-
schreiten, erweist sich die Untersuchung des Budgetrechts im europäischen
Mehrebenensystem als dringend.14 Der reguläre EU-Haushalt gilt allgemein
als Leerstelle rechtswissenschaftlicher Forschung.15 Krisen sind zugleich nicht
nur Phänomene der Gegenwart. Auch die Frage nach Budgetrecht und de-
mokratischer Repräsentation in Mehrebenensystemen stellt sich nicht erst seit
dem Bestehen der Europäischen Union. Das Budgetrecht des Parlaments, ver-
standen als die Entscheidungsbefugnis über Einnahmen, Ausgaben und deren
Zusammenhang, entwickelte sich vielmehr zum Kernbestandteil repräsentativ-
demokratischer politischer Systeme. Einige dieser Systeme, insbesondere das
deutsche und US-amerikanische, zeichnen sich außerdem historisch und ak-
tuell durch ihre föderale Ausgestaltung aus, deren Betrachtung Erkenntnisse
für die Verteilung des Budgetrechts auf verschiedene Ebenen verspricht. Auch

14 Zum Begriff des Mehrebenensystems s. bspw. Anne Peters, Elemente einer Theorie der
Verfassung Europas, Berlin 2001, S. 187–189, die auf das Verhältnis zum Politikverflechtungs-
ansatz nach Fitz Scharpf eingeht; zum Begriff der Ebene als rechtswissenschaftlicher Begriff
s. Christoph Möllers, Gewaltengliederung. Legitimation und Dogmatik im nationalen und
internationalen Rechtsvergleich, Tübingen 2005, S. 213, 218, 221, 251; zum Mehrebenensystem
als „Anknüpfungspunkt[ ] für einen strukturellen Rechtsvergleich“, s. Christoph Möllers, Der
vermisste Leviathan. Staatstheorie in der Bundesrepublik, 3. Aufl., Frankfurt a.M. 2016, S. 88;
zur Abgrenzung zur „multilevel governance“ s. Matthias Ruffert, § 42 Parlamentarisierung
von Herrschaft im Mehrebenensystem, in: Martin Morlok/Utz Schliesky/Dieter Wiefelspütz
(Hrsg.), Handbuch Parlamentsrecht, Baden-Baden 2016, S. 1323–1352, Rn. 1–4.

15 Claire Kilpatrick, Explaining and Remedying the Near Absence of the Budget in EU Law
Scholarship, CMLRev 61 (2024), 624–654; Claire Kilpatrick/Joanne Scott, New Frontiers of
European Union Funding, in: Claire Kilpatrick/Joanne Scott (Hrsg.), New Frontiers of EU
Funding: Law, Policy, Politics, Oxford 2024, S. 1–21; Alicia Hinarejos/Robert Schütze, Intro-
duction. EU Fiscal Federalism, in: EU Fiscal Federalism: Past, Present, Future, Oxford 2023,
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Hultqvist/Johan Lindholm, Introduction, in: Anders Hultqvist/Johan Lindholm (Hrsg.), The
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für eine bessere dogmatische Durchdringung des geltenden Rechts ist daher ein
historisch-vergleichendes Vorgehen erforderlich.

Ziel der Arbeit ist es, rechtswissenschaftlich zu klären, wie und inwieweit
sich der emanzipatorische Gehalt der Idee des Budgetrechts als Bestimmung der
Bürgerinnen und Bürger über die Finanzen ihres Gemeinwesens gegen politische
und andere Widerstände historisch durchsetzte und inwieweit die gegenwärtige
finanzverfassungsrechtliche Ausgestaltung die Verwirklichung von repräsenta-
tiver Demokratie zulässt.
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Erster Teil

Budgetrecht und Mehrebenensystem
in der Verfassungsgeschichte

Über das Budgetrecht heißt es, es sei „Gemeingut aller Verfassungsstaaten“1. In
Formulierungen wie „no taxation without representation“ oder „Königsrecht“
des Parlaments wird die enge Verknüpfung zwischen der Idee des parlamen-
tarischen Budgetrechts und dem Gedanken der demokratischen Legitimation
deutlich. Für ein tieferes Verständnis dieser Verbindung ist zu untersuchen, wie
sich die Idee des Budgetrechts herausbildete. Viele aktuelle Veröffentlichun-
gen und Stellungnahmen beziehen sich auf die verfassungshistorisch tradierten
Schlagwörter, die jedoch nur selten in ihren historischen Kontext gestellt werden.
Den öffentlichen Finanzen wird insgesamt eine überragende Bedeutung zu-
geschrieben: „Der moderne Staat ist Finanzstaat, Finanztheorie ist Staatstheorie,
Finanzkrisen sind Staatskrisen“, schreibt Stefan Korioth.2 Kaum ein finanzver-
fassungsrechtlicher Beitrag kommt ohne verfassungshistorische Anleihen aus,
die auf die Tradition des Rechtsgebiets verweisen.3 Auch Beiträge zu den Fi-
nanzen der Europäischen Union beziehen sich auf im nationalstaatlichen Kon-
text entwickelte Ideen, die Ausdruck in bestimmten Redewendungen gefunden
haben. Ein Beispiel ist die Umkehr des Slogans der US-amerikanischen Un-
abhängigkeitsbewegung zu „no representation without taxation“ bezogen auf

1 Werner Heun, in: Horst Dreier (Hrsg.), GG, Bd. III, 3. Aufl., Tübingen 2018, Art. 110,
Rn. 5; Stefan Storr, Die Bewältigung defizitärer Haushaltslagen in der EU, EuR 2001, 846–871,
865 bezeichnet das Budgetrecht als „gemeineuropäisches Rechtsgut“.

2 Stefan Korioth, § 42 Finanzen, in: Andreas Voßkuhle/Martin Eifert/Christoph Möllers
(Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. II, 3. Aufl., München 2022, S. 1181–1312, Rn. 1.
Korioth fordert davon ausgehend, dass Rechts-, Finanz- und Politikwissenschaften stärker in-
terdisziplinär zusammenarbeiten sollten und bemängelt fehlende Empirie sowie Verbindungen
zur Praxis s. Stefan Korioth, Das Lesen, Verstehen und Beurteilen von Staatshaushalten – ein
Desiderat im Schnittfeld von Rechtswissenschaft, Politologie und Finanzwissenschaft, in: Mar-
tin Junkernheinrich/Stefan Korioth/Thomas Lenk/Henrik Scheller/Matthias Woisin (Hrsg.),
Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2009, Berlin 2009, S. 11–21.

3 S. bspw.Christian Waldhoff, § 116 Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, in: Jo-
sef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland,
Bd.V, 3. Aufl., Heidelberg 2007, S. 813–934, Rn. 1; JoachimWieland, § 24 Finanzverfassung, in:
Matthias Herdegen/Johannes Masing/Ralf Poscher/Klaus Ferdinand Gärditz (Hrsg.), Hand-
buch des Verfassungsrechts. Darstellung in transnationaler Perspektive, München 2021, Rn. 2–8.



die Europäische Union, der auf die Wechselwirkung zwischen demokratischer
Repräsentation und Besteuerung hinweisen soll.4

Im ersten Teil sollen die Bedingungen untersucht werden, unter denen sich
die Idee des Budgetrechts in der Moderne herausgebildet hat. Auf diese Weise
soll nicht nur die Idee des Budgetrechts präzisiert werden, sondern es soll auch
eine Grundlage geschaffen werden, um in den folgenden Teilen die historischen
Bezüge auf ihren argumentativen Gehalt hin überprüfen zu können.

Die Magna Carta von 1215 wird häufig als erster Beleg für die Idee des Bud-
getrechts angeführt. Zum Ende des 19. Jahrhunderts spiegelt sich die Idee in
der Mehrzahl moderner Verfassungen wider. Dies grenzt den Untersuchungs-
zeitraum der Analyse ein, wobei Ausblicke auf neuere Entwicklungen die Dar-
stellung ergänzen sollen.

Nationalstaaten sowie deren Recht und Verfassungen bildeten sich im Laufe
der Neuzeit heraus. Nicht nur die Entstehung von Staat und Verfassung, sondern
auch die jeweiligen Prozesse entstehender Nationalstaatlichkeit beeinflussten
sich gegenseitig. Daher ist für die Frage, wie Budgetrecht und Demokratie zu-
sammenhängen, vergleichend vorzugehen. Um diesen Vergleich zu strukturie-

4 Giacinto Della Cananea, No Representation Without Taxation in the European Union,
in: Lina Papadopoulou/Ingolf Pernice/Joseph H.H. Weiler (Hrsg.), Legitimacy Issues of the
European Union in the Face of the Crisis, Dimitris Tsatsos in memoriam, Baden-Baden 2017,
S. 95–112; Christoph Möllers, Constitutional State of the European Union, in: Robert Schütze
(Hrsg.), Globalisation and Governance, Cambridge 2018, S. 243–272, S. 257; Katerina Pan-
tazatou, ,No taxation without representation‘ or ,No representation without taxation‘? In
search of democratic legitimacy for taxation in the post-crisis EU, KritV 2018, 236–263; Alles-
andro Isoni, ,No representation without taxation‘. For a history of budgetary control in the
European Union, in: Luca Zamparini/Ubaldo Villani-Lubelli (Hrsg.), Features and Challenges
of the EU Budget, Cheltenham 2019, S. 44–59; Enzo Cannizzaro, Neither Representation nor
Taxation? Or, „Europe’s Moment“ – Part I, Editorial European Papers, 2020/2, 703–706; ders.
Neither Representation nor Values? Or, „Europe’s Moment“ – Part II, Editorial European
Papers, 2020/3, 1101–1104; Franz C. Mayer/Philipp Lütkemeyer, Hamilton in Brüssel? Eu-
ropa- und verfassungsrechtliche Aspekte der Reform des EU-Eigenmittelsystems und desNext
Generation-Programms der EU, KritV 2020, 317–350, 318; Frank Schorkopf, The Integration
Surplus of the EU’s Budgetary Law – or ,no representation without taxation‘?, in: Ruth Weber
(Hrsg.), The Financial Constitution of European Integration. Follow the Money?, Oxford
2023, S. 205–219. Auch darüber hinaus finden sich Abwandlungen der Formel, s. bspw. Marc
Buggeln, Das Versprechen der Gleichheit. Steuern und soziale Ungleichheit in Deutschland von
1871 bis heute, Berlin 2022, der von „Taxation without Representation“ in Bezug auf illiberale
Steuerstaaten spricht (S. 903); Andreas Schwennicke, „Ohne Steuer kein Staat“. Zur Entwick-
lung und politischen Funktion des Steuerrechts in den Territorien des Heiligen Römischen
Reichs (1500–1800), Frankfurt a.M. 1996; ausgehend von der Formel zum Zusammenhang
von Besteuerung und Demokratie s. Wolfgang Schön, Taxation and Democracy, Tax Law Re-
view 72 (2019), 235–303. Michael L. Ross überprüft die „taxation-produces-representation
hypothesis“ empirisch und kommt zum Ergebnis, dass die Einführung von höheren Steuern
zur Forderung nach demokratischen Reformen führen kann, s.Michael L. Ross, Does Taxation
Lead to Representation?, British Journal of Political Science 2004, 229–249. Einen empirischen
Ansatz wählt auch Lucy E.S. Martin, Strategic Taxation. Fiscal Capacity and Accountability in
African States, Oxford 2023.
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ren, sollen im ersten Kapitel Ursprünge und Entwicklungen von Steuer- und
Ausgabenbewilligungsrecht in drei sich herausbildenden Nationalstaaten, Eng-
land, denUSA und Frankreich, analysiert werden (§ 1). Der Vergleich dieser drei
Nationalstaaten bietet sich an, da sie in aktuellen Debatten häufig als Referenzen
herangezogen werden und sich an ihnen die gegenseitigen Einflüsse erläutern
lassen. Im zweiten Kapitel soll die Entwicklung in den deutschen Staaten und
im deutschen Kaiserreich untersucht werden (§ 2). Hierbei wird insbesondere
auf das Verhältnis von Parlamentarismus und Föderalismus einzugehen sein. Im
dritten Kapitel werden die verfassungshistorischen Erkenntnisse zum Zusam-
menhang von Budgetrecht und Demokratie vergleichend gegenübergestellt und
davon ausgehend Fragen aufgeworfen, die sich für die darauffolgende Unter-
suchung im zweiten und dritten Teil stellen (§ 3).
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§ 1 Ursprünge und Entwicklung der Idee des
Budgetrechts in England, den USA und Frankreich

Der Vergleich der Ursprünge der Idee des Budgetrechts beginnt mit der ersten
Verschriftlichung eines Steuerbewilligungsrechts in der Magna Carta. Hiervon
ausgehend können die Entwicklungen in England nachgezeichnet werden, wobei
im Mittelpunkt stehen soll, wie sich die Entstehung des englischen Parlamenta-
rismus mit der Frage nach den Finanzen verband (I.). Die Forderung nach „no
taxation without representation“ innerhalb der britischen Kolonien in Nord-
amerika, die zur amerikanischen Unabhängigkeit führten, bringt die Idee des
Budgetrechts zum Ausdruck und ermöglicht es, das revolutionäre Potenzial
des Zusammenhangs von Besteuerung und demokratischer Repräsentation zu
beleuchten. Gleichzeitig prägte die föderale Struktur der Vereinigten Staaten
von Anfang an die Ausgestaltung ihrer Finanzverfassung (II.). Nicht nur die
US-amerikanische Verfassung, sondern auch die in den Jahren nach der Franzö-
sischen Revolution entstandenen Revolutionsverfassungen Frankreichs führten
Vorschriften zumBudgetrecht ein. In der Allgemeinen Erklärung derMenschen-
und Bürgerrechte von 1789 fand es menschenrechtlichen Ausdruck. Daher wird
zuletzt auf die Entwicklung in Frankreich eingegangen (III.).

I. „Unless by common counsel of our kingdom“: Die Idee des
Budgetrechts in der Tradition des englischen Parlamentarismus

Albert Venn Dicey, der einflussreichste Theoretiker der „Parliamentary Sov-
ereignty“ in England, schrieb 1885 in seinen „Lectures Introductory of the Study
of the Law of the Constitution“, was er für selbstverständlich hielt: „[N]o one
can now a days fancy that taxes can be raised otherwise than in virtue of an Act
of Parliament“.1 Für Dicey soll über Steuern nur das Parlament entscheiden.2

Dass dem Parlament dieses Recht uneingeschränkt zukommt, ist für Dicey Aus-
druck der „Parliamentary Sovereignty“, die „the right to make or unmake any

1 Albert Venn Dicey, Lectures Introductory of the Study of the Law of the Constitution,
London 1885, S. 317.

2 Zur Bedeutung von Dicey für das System öffentlicher Finanzen im Vereinigten Königreich
s.Will Bateman, Public Finance and Parliamentary Constitutionalism, Cambridge 2020, S. 3–11.
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